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ger Ansprüche auf ergänzende Altersvorsorge gebildet.
Zusammen mit dem sinkenden Rentenniveau und eventu-
ell nicht dynamisierten privaten Renten kann insbesondere
am Ende der Lebensspanne Bedürftigkeit nicht ausge-
schlossen werden.
Fazit
Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass die Reformen zu-
sammengenommen voraussichtlich überwiegend negati-
ve Konsequenzen für das Einkommen im Alter haben,
selbst unter sehr optimistischen Verhaltensannahmen in
Bezug auf die private Altersvorsorge. Nur für wenige
Gruppen können sich in Zukunft im Alter Einkommens-
verbesserungen ergeben. Jedoch werden bis dahin drei
Jahrzehnte vergehen – es sei denn, dass die ergänzende
Alterssicherung unerwartet hohe Renditen abwirft. Ob das
heutige Steuer- und Sozialsystem aber über einen so lan-
gen Zeitraum Bestand haben wird oder sich bis dahin nicht
neue Belastungen ergeben haben, sei dahingestellt.
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Rentenreformen in Mittel- und Osteuropa
Die Rentenpolitik in den jungen Demokratien Osteuropas
ist seit Mitte der 90er Jahre ein Forschungsschwerpunkt
der Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilung des ZeS.
Bereits 1994 wurde ein Projekt, finanziert durch die
VolkswagenStiftung, begonnen, das die Alterssicherung
in Osteuropa im Hinblick auf eine Annäherung der Län-
der an die EU zum Gegenstand hatte. Im Rahmen dieses
Projektes wurde ein Netzwerk aus Rentenexperten der
mittel- und osteuropäischen Länder gegründet. Auch nach
Abschluss des Projektes wurden die Kontakte aufrecht
erhalten und im Rahmen der TOP-Gruppe (TOP – Trans-
formation of Pension Systems) seit 1998 unter der Lei-
tung von  Winfried Schmähl weiter institutionalisiert. TOP
setzt sich aus Rentenfachleuten der drei baltischen Staa-
ten Estland, Lettland und Litauen sowie Polen, Ungarn
und der Tschechischen Republik zusammen. Personell be-
steht die Gruppe sowohl aus Wissenschaftlern verschie-
dener Fachrichtungen, die eine interdisziplinäre Betrach-
tungsweise ermöglichen, als auch aus Vertretern von Ver-
waltung und Politik, die ein praxisbezogenes Gegenge-
wicht zu den Theoretikern darstellen. Neben den regel-
mäßigen Workshops bemüht sich die Gruppe um Veröf-
fentlichungen ihrer Arbeitsergebnisse, einen regelmäßi-
gen Austausch und individuelle Kontakte. Hierzu gehö-
ren auch verschiedene Aufenthalte von Gastwissen-
schaftlern am Zentrum für Sozialpolitik. Bei den regel-
mäßigen Treffen in den unterschiedlichen Teilnehmer-
ländern, die in jüngster Zeit von der Fritz Thyssen-Stif-
tung finanziert wurden, liegt stets ein Themenschwerpunkt
auf den neuesten Entwicklungen der Alterssicherungs-
systeme; zusätzlich wird ein weiteres Thema aus dem um-
fassenden Feld der Sozialpolitik behandelt. So waren
bereits das Problem der Invaliditätssicherung und die Aus-
wirkungen des Beitritts der Länder zur Europäischen
Union auf die sozialen Sicherungssysteme in den neuen
wie auch in den alten EU-Mitgliedsländern zentrale The-
men (Sommer 2003). Seit dem Bestehen der TOP-Grup-
pe haben alle Länder ihre Alterssicherungssysteme, die
sie aus sozialistischer Zeit übernommen haben, mehr oder
weniger grundlegend reformiert. Entsprechend haben sich
die Inhalte der Treffen gewandelt. War anfangs die Suche
nach grundsätzlichen geeigneten Reformlösungen für die
defizitären Systeme zentrales Thema, rückten vermehrt
Reformdetails und Umsetzungsprobleme in den Mittel-
punkt. Gegenwärtig sind in vielen Ländern schon erste
Zielerreichungsanalysen möglich.
In diesem Sinne veränderte sich auch die begleitende
Forschung in der Wirtschaftswissenschaftlichen Abtei-
lung zu diesem Thema. Wurden zunächst vor allem grund-
legende Reformoptionen und Gestaltungselemente dar-
gestellt und der Frage der geeigneten Finanzierungsweise
nachgegangen (Schmähl 1994), wechselte der inhaltli-
che Schwerpunkt zur Deskription der verschiedenen
Reformansätze (Schmähl 1999;  2002). Doch  mit der
Durchführung von Reformen in den letzten Trans-
formationsländern rückt mehr und mehr die Frage nach
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den Gründen für Entscheidungen für unterschiedliche
Reformkonzepte in den Mittelpunkt. Dies ist auch The-
ma des gegenwärtigen Dissertationsvorhabens von
Marlene Schubert, welches hier kurz vorgestellt wird.
Die Untersuchung befasst sich mit den Reformen der
Alterssicherungssysteme in acht mittel- und osteuropäi-
schen Ländern. Der Kreis der Untersuchungsländer wird
dem most-similar-cases-design folgend auf die neuen
osteuropäischen Mitgliedsstaaten der EU beschränkt:
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Ungarn, die Slowakei,
Tschechien und Slowenien. Hierbei haben sich die sechs
erstgenannten Länder mit der Einführung des Drei-Säu-
len-Modells (vgl. Tabelle) der Alterssicherung für radi-
kale Reformen entschieden, während die letzten beiden
Länder ihre Systeme lediglich parametrisch anpassten und
um die Möglichkeit freiwilliger Vorsorge erweiterten.
Die Einführung eines obligatorischen kapitalfundierten
Systems – der zweiten Säule – geschieht dabei immer
substitutiv zum umlagefinanzierten System, weshalb lang-
fristige und umfangreiche systemimmanente Transfor-
mationskosten entstehen. Vor diesem Hintergrund wer-
den die Reformen in Mittel- und Osteuropa als ‚radikal‘
oder ‚fundamental‘ beschrieben. Dennoch gibt es länder-
spezifische Unterschiede bei den Reformkonzepten. Nach
einer Deskription der Reformmaßnahmen der einzelnen
Länder wird anschließend die Fragestellung der Unter-
suchung eingegrenzt, geeignete Theorieansätze beschrie-
ben und kurz das Analysekonzept dargestellt.
Das Land, in dem zuerst umfassende Reformen in An-
griff genommen wurden, Lettland (Bite 2003), hat bereits
1995 die Umwandlung des alten staatlichen umlage-
finanzierten Systems in ein beitragsdefiniertes System
(NDC – Notional Defined Contribution) beschlossen.
Diese erste Säule des neuen Systems arbeitet mit fikti-
ven Konten und ist damit imaginär kapitalfundiert, tat-
sächlich aber umlagefinanziert. Die Neuberechnung der
Renten führte zu extremen Differenzen in der Aus-
zahlungshöhe von 5 bis 1.000 lats monatlich (Bite 2002).
Aus diesem und anderen Gründen bedurfte das Gesetz
mehrfach Nachbesserungen. Im Jahr 1998 wurde die Mög-
lichkeit freiwilliger Altersvorsorge eröffnet, die bis heute
auf geringe Resonanz stößt. 2001 wurde schließlich die
zweite Säule, ein obligatorisches kapitalfundiert finan-
ziertes System, das die erste Säule zum Teil ersetzen wird,
eingeführt. Für alle Arbeitnehmer unter 30 Jahren ist die-
ses System Pflicht, bis zum Alter von 49 Jahren ist die
Mitgliedschaft optional. Sukzessive wird der Beitrags-
satz in diesem Teilsystem von 2% auf 10% steigen, in
gleichem Ausmaß sinkt der Beitrag der ersten Säule aus-
gehend von 27,1%.
Als nächstes Land nahm Ungarn (Müller 1999) Refor-
men seines Alterssicherungssystems in Angriff. Anfang
1998 wurde simultan die erste Säule aus dem alten Sys-
tem reformiert sowie die zweite und dritte Säule einge-
führt. Aufgrund des großen Zulaufs in das neue obligato-
rische kapitalfundierte System stiegen die erwarteten
systemimmanenten Transformationskosten rapide. Daher
eröffnete man den Versicherten die zuvor ausgeschlos-
sene Möglichkeit des Wechsels zurück in das alte Sys-
tem, das parallel für die älteren Jahrgänge weiter exis-
tiert und ‚ausläuft‘. Gegenwärtig ist nur für neu Beschäf-
tige die Mitgliedschaft im neuen System Pflicht. Der
Beitragssatz setzt sich aus 20% für die erste und 6% für
die zweite Säule zusammen.
Drittes Reformland war Polen (Müller 1999), dessen
ererbtes System aus sozialistischer Zeit über relativ groß-
zügige Leistungen verfügte. 1999 wurde die erste,
ebenfalls nach dem NDC-Prinzip organisierte Säule ein-
geführt. Der Beitragssatz wurde für alle Teilnehmer an
dem neuen System auf 12,22% reduziert. Der einbezo-
gene Personenkreis der zweiten Säule, die simultan ein-
geführt wurde, umfasst alle Versicherten, die zum
Reformzeitpunkt jünger als 30 Jahre waren, obligatorisch
und alle bis 50 Jahre optional. Hier liegt der Beitragssatz
bei 7,3%. Aus den Reformparametern ergeben sich ver-
gleichsweise hohe Transformationskosten, die den pol-
nischen Staatshaushalt belasten.
Für eine schrittweise Einführung des Drei-Säulen-Sys-
Tabelle: Merkmale der dreisäuligen Alterssicherungssystems
Zusätzlich gewünschtes
und finanzierbares
Alterseinkommen
Finanzierungsverfahren
1. Säule 2. Säule 3. Säule
Umlage Kapitalfundierung Kapitalfundierung
Einbezogener
Personenkreis Obligatorisch Obligatorisch Freiwillig
Trägerschaft Staatlich Privat Privat
Sicherungsziel
Ca. 40% des
durchschnittlichen
Arbeitseinkommens
Bis zu 20% des
durchschnittlichen
Arbeitseinkommens
Beiträge Endgültig 12% bis 22%
des Bruttolohns
Endgültig 5% bis 10%
des Bruttolohns*
Ohne Vorgabe
* So zu finden bei (Lindeman 2000: 8).
Quelle: eigene Darstellung.
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tems entschied man sich in Estland (Leppik 2003). Der
Beitragssatz der 1998 reformierten ersten Säule redu-
ziert sich von 20% auf 16%, während der Beitrag im Rah-
men der zweiten Säule, die 2002 eingeführt wurde, auf
6% steigt. Die Teilnehmer des neuen Systems haben ent-
sprechend einen 2% höheren gesamten Beitragssatz.
Pflichtmäßig in das neue System eingebunden sind hier
nur neu Beschäftigte und Versicherte im Alter bis zu 18
Jahren. Für alle anderen ist die Teilnahme freiwillig. Auf-
grund von Fondskosten und kurzen Laufzeiten wird eine
Teilnahme für über 40-Jährige aber als nicht lohnend an-
gesehen.
Litauen (Dobravolskas 2003) hat sich hingegen 2002 für
die Einführung einer Mischung aus zweiter und dritter
Säule entschieden. Zwar ist die Mitgliedschaft in dem
neuen System grundsätzlich freiwillig. Da jedoch der
Beitragssatz dieser Mischsäule endgültig 5,5% betragen
soll, um die sich der Beitrag der ersten Säule von 25%
auf 19,5% reduziert, entstehen systemimmanente
Transformationskosten. Deswegen ist Litauen grundsätz-
lich der Ländergruppe mit fundamentalen Reformen zu-
zuordnen.
Die Slowakei (Golias 2004) hat als letztes Land 2003
Reformen des staatlichen umlagefinanzierten Systems
beschlossen. Mit der Einführung der zweiten Säule 2005
soll sich der Beitrag im umlagefinanzierten System von
24,5% langfristig auf 18,5% reduzieren, während er in
der zweiten Säule von anfangs 3% auf 9% steigen soll.
Bereits seit 1997 existiert in der Slowakei das Angebot
freiwilliger Altersvorsorge, dem jedoch nach wie vor eine
geringe Nachfrage gegenübersteht.
In der Tschechischen Republik (Kral/Macha 2002) wur-
de bereits 1994 die Option der freiwilligen Altersvor-
sorge eröffnet, die seitdem eine vergleichsweise hohe
Beteiligung zu verzeichnen hat. Das staatliche umlage-
finanzierte System wurde 1995 parametrisch reformiert
und der Beitragssatz wurde von 27,2% auf 25% gesenkt,
liegt damit im regionalen Vergleich durchschnittlich hoch.
In Slowenien (Stropnik u. a. 2003) wurde 1999 ebenfalls
die Reform des staatlichen Alterssicherungssystems be-
schlossen. Neben einigen parametrischen Veränderungen
wurde der Beitragssatz im Rahmen der ersten Säule von
31% auf 24,35% gesenkt und zusätzlich die Möglichkeit
der privaten Altersvorsorge eingeführt. Weder in Slowe-
nien noch in Tschechien wurde eine obligatorische
kapitalfundierte Säule eingeführt. Entsprechend entste-
hen in diesen Ländern keine transformationsbedingten
systemimmanenten Kosten.
Grundsätzlich können die Untersuchungsländer unterteilt
werden in die Gruppe der sechs ‚Reform‘-Länder, die das
Drei-Säulen-System für ihre Alterssicherungssysteme
eingeführt haben, und zwei Länder, die sich gegen ein
obligatorisches kapitalfundiert finanziertes System ent-
schieden haben. Weiterhin kann zwischen den Reform-
ländern nach der Radikalität des jeweiligen Reform-
konzeptes unterschieden werden. Bedeutend ist hierbei,
dass die verschiedenen Reformkonzepte unterschiedlich
hohe Transformationskosten zur Folge haben.1
Aus diesem Zusammenhang kann die Forschungsfrage der
Untersuchung weiter eingegrenzt werden: Warum haben
sich die einzelnen Länder gegen bzw. für fundamentale
Reformen ihrer Alterssicherungssysteme und mehr oder
weniger radikale Konzepte entschieden?
Es existiert zwar ein weites Feld an Literatur zu den Re-
formen der Alterssicherung in Mittel- und Osteuropa. Nur
wenige Autoren versuchen aber Gründe für Reforment-
scheidungen zu ermitteln. Die wichtigen Ansätze hierzu
beschränken sich entweder auf wenige Länder (vgl. z.B.
Müller 1999) und sind damit nicht unmittelbar auf die
Gruppe dieser Untersuchung übertragbar, sie kategori-
sieren die Länder nicht aktuell (z.B. Chlon-Dominczak/
Mora 2003; James/Brook 2001), was zu Ergebnisverzer-
rungen führt, ihre qualtitativen Ansätze können relativ ein-
fach widerlegt werden (Deacon u. a. 1997) oder sind  nicht
übertragbar (z.B. Stiglitz 2002).
Daher muss ein eigener Ansatz entwickelt werden, der
die Reformentscheidungen der Länder systematisch er-
klärt. Hierbei dient die Reformentscheidung bzw. die Ra-
dikalität des Reformmodels als abhängige Variable. Mög-
liche unabhängige Variablen werden den herkömmlichen
Theoriesträngen der international vergleichenden Staats-
tätigkeitsforschung (Schmidt 1993) folgend auf Makro-
ebene gesucht. Mögliche erklärende Variable sind allge-
mein den Akteuren oder Faktoren zuzuordnen. Unter den
akteursbasierten Theorien sind die Parteiendifferenz-
theorie (Schmidt 2000), die Erklärungsvariablen auf par-
lamentarischer Ebene sucht, zu nennen, der politisch-in-
stitutionelle Ansatz und hierbei vor allem das Veto-Spie-
ler-Theorem (Tsebelis 1995) und im Rahmen der inter-
nationalen Determination der Staatstätigkeit vor allem die
Frage der Internationalen Organisationen. Weiterhin bie-
tet die Theorie der Machtressourcen organisierter Inter-
essen Erklärungen mit Hilfe von außerparlamentarischen
bzw. nicht-parteilichen Akteuren. Auf Ebene der Fakto-
ren als Erklärungsgrößen ist vor allem der ökonomische
bzw. sozioökonomische Ansatz zu nennen, wobei hier der
Politischen Ökonomie (Krippendorf 1994) eine beson-
dere Bedeutung zukommt. Weiterhin ist im Rahmen der
Theorie der Politik-Erblast vor allem der Ansatz der Pfad-
abhängigkeit (Pierson 2000) von Bedeutung. Daneben
können auch hier Erklärungsgrößen auf internationaler
Ebene gefunden werden. Dabei gilt die Verflechtung ei-
nes Landes in die Weltgüter- bzw. Finanzmärkte als exo-
gene Größe, die national die Sozialpolitik zu determi-
nieren vermag.
Die Betrachtung der Reformdiskussionen in Mittel- und
Osteuropa hat gezeigt, dass insbesondere ökonomischen
Argumenten bei den Reformen der Alterssicherung eine
1 Folgende Kriterien beeinflussen die Höhe der Transformationskosten
und die zeitliche Fälligkeit: die Höhe des Beitrags zur zweiten Säule rela-
tiv zur ersten, die Dauer der Übergangszeit und der pflichtmäßig einbezo-
gene Personenkreis.
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große Bedeutung zukam. Hierbei sind zunächst die Wir-
kungen, die von einem Wechsel der Finanzierungsweise
auf systemexogene Größen ausgehen, zu betrachten. So
wurde angeführt, dass der Wechsel von umlagefinanzierter
zu kapitalfundierter Alterssicherung die nationale Spar-
quote erhöht. Damit käme es vermehrt zu Investitionen
und in der Folge zu einer Erhöhung des Kapitalstocks.
Dies würde positiv auf das Wirtschaftswachstum wirken.
Ebenso wird angeführt, dass kapitalfundiert finanzierte
Systeme aufgrund ihrer engen Verknüpfung von Leistun-
gen und Beiträgen größere Anreize für Arbeitslose zur
Aufnahme einer Beschäftigung bieten und somit positiv
auf die Situation am Arbeitsmarkt wirken (Siebert 1998).
Diesen ökonomischen Wirkungszusammenhängen liegen
jedoch eine Reihe restriktiver Annahmen des neoklas-
sischen Modells zugrunde. Entsprechend sind sie sehr
umstritten.
Weitere ökonomische Argumente bei den Reformen der
Alterssicherung sind im Bereich der Wirkung exogener
Größen in Abhängigkeit von der Finanzierungsweise zu
finden. Hierbei kommt vor allem der demographischen
Entwicklung Bedeutung zu. Kapitalfundiert finanzierte
Systeme wurden in der Vergangenheit wiederholt als
demographieresistent beschrieben (Siebert 1998). Doch
auch kapitalfundierte Systeme sind in der Wert- und Zins-
entwicklung in gleicher Richtung wie umlagefinanzierte
Systeme von demographischen Veränderungen abhängig.
Dahinter steht die Überlegung, dass bei Auflösung im Al-
ter die Pensionsfonds von der jungen Generation gekauft
werden müssen. Ist diese relativ klein, so wirkt sich das
negativ auf den Preis der Fonds aus. Als weiteres Argu-
ment für kapitalfundierte Systeme wurde die erwartete
höhere Verzinsung als in umlagefinanzierten angeführt.
Entscheidend für einen Vergleich der Rentabilität der
Finanzierungsweisen sind die langfristige (Netto-)Ver-
zinsung am Kapitalmarkt und die Erhöhung der Lohn-
summe. Die Entwicklungen an den Kapitalmärkten der
letzen Jahre haben jedoch Zweifel an diesem Zusammen-
hang aufkommen lassen.
Ökonomische Gründe für Reformen der Alterssicherung
finden sich auch systemendogen. Klassische Stellschrau-
ben der Finanzierungsgleichung von Renten sind die Höhe
des Beitragssatzes, die Systemabhängigkeitsrate und die
relative Rentenhöhe. Von Bedeutung kann ebenfalls das
Finanzierungsdefizit sein oder die dynamisierte Größe
der Rentenausgaben, das implizite Rentendefizit. Ein wei-
teres ökonomisches Argument der klassischen Politi-
schen Ökonomie ist der wirtschaftliche Entwicklungs-
stand eines Landes, der bestimmte (sozial-)politische
Maßnahmen bedingt (Krippendorf 1994).
Die internationale ökonomische Dimension wird durch
die Betrachtung der Integration in die Weltgüter- und
Finanzmärkte im Rahmen der Theorie der Internationa-
len Determination der Staatstätigkeit berücksichtigt.
Hierbei stehen zwei Wirkungshypothesen einander ge-
genüber. Der Globalisierungsdebatte folgend verursacht
die Weltmarktintegration Konkurrenzdruck auf die inlän-
dische Produktion, weshalb die Sozialabgaben als Teil der
Produktionskosten gesenkt werden müssen. Danach
kommt es zu einem Rückzug des Staates aus der Bereit-
stellung und Organisation sozialer Sicherung. Demgegen-
über steht die Beobachtung, dass ein leistungsstarker
Sozialstaat für eine Ökonomie erst Voraussetzung zur
Integration in die Weltwirtschaft ist (Leibfried/Rieger
1995).
Weniger ergiebig ist der Ansatz der Pfadabhängigkeit. Im
Bereich der Alterssicherung wurde Pfadabhängigkeit tra-
ditionell als Grund angeführt, weshalb umlagefinanzierte
Systeme in eigener Dynamik ihre Existenz sichern
(Hinrichs 2000). Die Reformen in Mittel- und Osteuropa
widersprechen jedoch dieser These. Daher ist lediglich
zu überlegen, ob in den Untersuchungsländern bedeuten-
de Unterschiede in der Rentenpolitik der Vergangenheit
exisitieren. Hierbei ist zwischen der frühen Sozialpoli-
tik vor Einführung sozialistischer Systeme, der Sozial-
politik unter kommunistischer Herrschaft und den jüngs-
ten Maßnahmen der 90er Jahre im Vorfeld der letzten
Reformen zu unterscheiden.
Auf Seiten der Akteure als Einflussgrößen lassen sich
zunächst aus der Parteiendifferenztheorie mögliche Ant-
worten auf die Forschungsfrage ableiten. Danach unter-
scheidet sich die (Sozial-)Politik von Regierungen in
Abhängigkeit von ihrer politischen Orientierung (Castles
1982). Linke Regierungen favorisieren demnach umfas-
sende staatlich organisierte Alterssicherung, während li-
berale und rechte Kräfte mehr Eigenverantwortung des
Individuums wünschen, wie sie in kapitalfundierten oder
Mischsystemen erreicht werden kann. Neben der partei-
politischen Polarisierung von Regierungen ist weiterhin
deren Fragmentierung von Bedeutung. Als Besonderheit
der Transformationsländer ist ebenso die Existenz von
Rentnerparteien, die zum Teil auch regierungsbeteiligt
waren, zu beachten.
Außerparlamentarische Akteure verfügen gemäß der The-
orie der Machtressourcen über Mittel zur Beeinflussung
der Politik. Klassische nicht-parlamentarische Akteure
bei den Reformen von Alterssicherung sind Gewerkschaf-
ten und Arbeitgeberverbände als organisierte Interessen
der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital, als auch
Finanzmarktakteure, denen sich mit der Privatisierung von
Alterssicherung neue Geschäftsfelder eröffnen. Daher
zählen sie neben den Arbeitgebern zu den Unterstützern
von Privatisierungsmaßnahmen. Gewerkschaften hinge-
gen unterstützen traditionell die Beibehaltung staatlich
bereitgestellter und umlagefinanzierter Alterssicherung,
da in ihnen ein höheres Maß an Umverteilung erreicht
werden kann. Nicht unbedeutend waren in den Trans-
formationsländern wieder die Rentner, die durch ihren
hohen Bevölkerungsanteil und ihre gute Organisation eine
wichtige Interessengruppe darstellen und wie die Gewerk-
schaften in Mittel- und Osteuropa am Erhalt des Status
Quo interessiert waren.
Die institutionellen Bedingungen des politischen Willens-
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bildungs- und Entscheidungsprozesses finden mit Hilfe
des Veto-Spieler-Ansatzes im Rahmen der politisch-in-
stitutionellen Theorie Berücksichtigung. Von besonde-
rer Bedeutung ist hierbei die Ebene des politischen Ent-
scheidungsprozesses bei der Gesetzgebung. Daher müs-
sen institutionell bedingte Kompetenzen von möglichen
Veto-Spielern überprüft werden. Hierbei handelt es sich
vor allem um eine zweite Kammer, ein Verfassungs-
gericht, den Staatspräsidenten, sowie die Möglichkeit
eines Gesetzesreferendums. Auf der Ebene des Entste-
hungsprozesses eines Rentenreformvorschlags gibt es
weiterhin Akteure, die zwar über kein institutionelles
Veto-Recht verfügen, wohl aber als Veto-Akteure Einfluss
auf Entscheidungen zu nehmen vermögen. In Mittel- und
Osteuropa haben sich die Finanzministerien auf dieser
Ebene als möglicherweise einflussreiche Akteure her-
vorgetan.
Zuletzt bedarf es der Berücksichtigung von Akteuren auf
internationaler Ebene. Auch hier können Finanzmarkt-
institutionen sowie nationale Einrichtungen und Exper-
ten einflussnehmend agieren. Im Falle der Reformen der
sozialen Sicherung sind jedoch insbesondere die Inter-
nationalen Organisationen von Bedeutung. Nennenswert
waren neben der Internationalen Arbeitsorganisation die
Weltbank und der Internationale Währungsfonds, aber
auch der Europarat, die EU und die OECD. Hohe Präsenz
hat die Weltbank gezeigt, der es gelang, das Reform-
konzept der drei Säulen, das originär auf diese Organisa-
tion zurückzuführen ist (World Bank 1994), in Mittel-
und Osteuropa einzubringen. Ebenso verfügte sie über ein
weitreichendes Instrument zur Beeinflussung politischer
Entscheidungen auf nationaler Ebene: sozialpolitisch kon-
ditionierte Kredite. Auch wenn nicht alle Reformländer
dieser Untersuchung Kredite der Weltbank in Anspruch
genommen haben, muss sie als wichtiger Akteur berück-
sichtigt werden.
Aus den oben dargestellten Zusammenhängen lässt sich
eine Reihe theoriebasierter Hypothesen zur Beantwor-
tung der Forschungsfrage ableiten. Diese Hypothesen
können mit Hilfe einer Überprüfung der zugehörigen un-
abhängigen Variablen und Erklärungsgrößen überprüft
werden. Viele der erklärenden Größen liegen bereits in
kardinaler Form vor und müssen ggf. international ver-
gleichbar gestaltet werden. Andere Größen lassen sich
mit Hilfe von Inhaltsanalysen in ordinale Konzepte über-
tragen. Die Überprüfung einer Korrelation zwischen er-
klärender Größe und abhängiger Variable ist folglich
möglich. Die Größen, denen ein Erklärungswert zuge-
ordnet wird, sind dann in einem erweiterten Erklärungs-
zusammenhang zu bündeln. Damit wird die Ebene der ein-
zelnen Theorien verlassen. Aus den als wirksam evaluier-
ten unabhängigen Variablen sollen abschließend Er-
klärungsmodelle zur Begründung der Reformentschei-
dungen abgeleitet werden.
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